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Vom 30. November bis 11. Dezember 2015 findet die UN -
Klimakonferenz (United Nations Framework Convention on Climate 

Change, kurz COP21) in Paris statt. Dort wird unter anderem eine 

neue internationale Klimaschutz -Vereinbarung als Nachfolgerin des 
Kyoto -Protokolls verhandelt. Eines der Ziele ist, die Klimaerwärmung 

auf unter 2°C zu beschränken, um die Folgen des Klimawandels noch 
beherrschen zu können. Sogar die G7 haben auf ihrem Gipfel zu einer 

Decarbonisierung der weltweiten Wirtschaft aufgerufen und jüngst 
hat sich auch der Papst für ein Umlenken in Sachen CO 2-Ausstoß und 

Naturzerstörung ausgesprochen. Doch welche Maßnahmen sind 

geeignet, um die Erzeugung von Treibhausgasen zu reduzieren und 
zu regulieren? In dieser Ausgabe des fesa -Themas stellen wir die 

Modelle Emissionshandel und CO 2-Steuer vor.  

Chancen und Risiken der 
Windkraft  

Informationsveranstaltung  

9. Juli 2015, 19 Uhr 
Foyer der Stadthalle Waldkirch, 

Hindenburgstraße 4  
www.rp.baden-wuerttemberg.de 

FOTO: Foto Rabe, Pixabay  

 

Auftaktworkshop Projekt 
ĂAKKlima Oberrheinñ 

Strategien zur Anpassung an den 
Klimawandel  

14. Juli 2015, 14:30 Uhr 

IHK Haus der Wirtschaft, Lamm-
straße 13-17, Karlsruhe 

www.solarregion.net 
 

Bauflächen sind keine nach-
wachsenden Rohstoffe!  

Perspektiven einer sozialen und 

ökologischen Stadtentwicklung 
18. Juli 2015, 20 Uhr 

Winterer Foyer, Theater Freiburg 
http://3haeuserprojekt.org  
 

FOTO: EME Pixabay  
 

Miteinander und voneinander 
lernen ï Freiburger Skill Sha-

ring Workshop  
18. Juli 2015, 10 - 18 Uhr 

Ökostation Freiburg  

www.oekostation.de 
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Emissionshandel ï woran krankt er?  

Termine  

Mit dem Emission Trading 

System (ETS) hat sich die 
EU bislang als Vorreiterin 

im Klimaschutz präsen-
tiert. 2003 wurde der 

Emissionshandel als zent-

rales Instrument der 
Klimapolitik beschlossen. 

Das erste internationale 
und größte Handelssys-

tem für Emissionszertifi-
kate trat am 1. Januar 

2005 f¿r die Energiewirt-

schaft und emissionsin-
tensive Industrie in Kraft. 

Ziel war es, die Treib-
hausgase mit möglichst geringen volkswirtschaftlichen Kosten zu senken. Ne-

ben den 28 EU-Mitgliedsstaaten haben sich auch Norwegen, Island und Liech-

tenstein diesem marktbasierten Prinzip angeschlossen. In der Theorie sollte 
das ETS die marktwirtschaftliche Lösung für den Kampf gegen den Klimawan-

del darstellen. Praktisch muss jedoch festgestellt werden, dass das System 
nach zehnjähriger Laufzeit keine wirtschaftliche Lenkungswirkung entfalten 

konnte. Dies liegt v.a. am jahrelangen Preisverfall der Emissionsrechte.  

Der Emissionshandel funktioniert nach dem Cap & Trade Prinzip. Eine Ober-

grenze des CO2-Ausstoßes wird festgelegt (Cap), also wie viele Treibhausgase 
pro Handelsperiode von den emissionshandelspflichtigen Anlagen ausgestoßen 

werden dürfen. Eine entsprechende Menge an Emissionsberechtigungen 
(Zertifikate) wird den Anlagen entweder kostenlos zugeteilt oder versteigert. 

Die Zertifikate können auf dem Markt frei gehandelt werden (Trade), sodass 
sich ein Marktpreis bildet. Die kostenlose Zuteilung orientiert sich dabei an der 

Effizienz eines Unternehmens, ineffiziente Firmen müssen zusätzliche Zertifika-

te ersteigern. Die Idee: Treibhausgase werden dort eingespart, wo es am kos-
tengünstigsten ist. Je höher der Preis für die Verschmutzungsrechte, desto 

Der Markt soll es richtené FOTO: Lupo Pixelio 

Cap & Trade Prinzip  

https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpf/Seiten/aktuellemeldung.aspx?rid=50
http://www.solarregion.net/kalender/auftaktworkshop-projekt-%E2%80%9Eakklima-oberrhein%E2%80%9C
http://3haeuserprojekt.org/IMG/pdf/flyer_theater.pdf
http://www.oekostation.de/de/kontakt/anmeldung.php?event=687
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Mehr Termine  

Alternatiba  
Die Klimaschutz-Fahrradtour be-

sucht Freiburg  

20.ð22. Juli 2015 
 

Mo 20.7.: Fahrradtour Etappe 
Mulhouse-Freiburg (60 km) 

 
Di 21.7 ab 16h im Stadtgarten: 

Info - & Aktionstag. 

Workshops, Infostände, Klein-
kunst, Aktionstraining und mehr.  

 
19:30h Infoveranstaltung im Pa-

villon 

 
Mi 22.7: Etappe Freiburg - Wyhl - 

Straßburg (90km) 
 

http://alternatiba.eu/freiburg  

 

AGRIKULTUR festival 2015  

24.ð26. Juli 2015 
Eschholzpark Freiburg 

http://agrikulturfestival.de/  

mehr lohnen sich Investitionen in Reduktionsmaßnahmen. Das Problem ist je-

doch, dass es seit der Weltwirtschaftskrise von 2008 einen Überschuss von 
zwei Milliarden Berechtigungen im EU-Emissionshandel gibt. Das gewaltige 

Überangebot drückt den Preis und die Zertifikate sind viel zu billig. So lag der 
Preis für eine Tonne CO2 zum Beispiel im Mai 2005 bei 30 Euro und im Juli 

2015 bei nur noch 7,40 Euro. Derart niedrige Preise schaffen keine Anreize, in 

umweltfreundliche Alternativen zu investieren. Zur Vertiefung des Themas tra-
fen wir uns mit Per Klabundt, der sich als Geschäftsführer des Wirtschaftsver-

bandes 100 Prozent Erneuerbare Energien seit Langem mit dem ETS befasst. 
Im Gesprªch kritisiert er: ĂDas jetzige Emissionshandelssystem funktioniert 

überhaupt nicht. Der Preis hat keinerlei Lenkungswirkung, es sind einfach viel 
zu viele Zertifikate auf dem Markt. Der Handel lädt zur Spekulation ein, führt 

aber nicht zu Investitionen in die CO2-Vermeidung.ñ Dies gefªhrdet wiederum 

die kosteneffiziente Erreichung der nationalen und europäischen Klimaschutz-
ziele. Um den Überschuss zu regulieren, beschloss die Politik, die Zertifikate via 

ĂBackloadingñ zu reduzieren. 

Unter Backloading ver-

steht man das Zurück-
halten von Zertifikaten, 

um so den systemimma-
nenten Überschuss abzu-

bauen, damit der Emissi-

onshandel seine Len-
kungswirkung wieder 

e r f ü l l e n  k a n n .  
Nach monatelangen Ver-

handlungen beschloss 
die EU-Kommission, die 

Zurückhaltung von 900 

Millionen Zertifikaten 
verteilt auf den Zeitraum 

von 2014 bis 2016. Diese 
Zertifikate sollen aber nicht etwa verfallen, sondern, wie am 8. Juli 2015 vom 

EU-Parlament beschlossen, in eine ĂMarktstabilisierungsreserveñ ¿berf¿hrt wer-

den. Bei einem Zertifikatsüberschuss sollen so ab 2019 bis zu zwölf Prozent der 
auf dem Markt befindlichen Zertifikate aus dem Handel genommen werden. 

Umgekehrt können aber bei einer Knappheit bis zu 100 Mio. Zertifikate aus der 
Reserve zurück auf den Markt gebracht werden. Durch diese Maßnahme soll 

der Zertifikatspreis stabilisiert und erhöht werden. Es ist jedoch bereits abseh-
bar, dass diese temporäre Lösung, bei der kein Zertifikat endgültig gelöscht 

wird, das System nicht langfristig reparieren kann. Daher ist eine grundlegende 

Reform des ETS für die vierte Handelsphase ab 2021 geplant. Verhandelt wer-
den soll die stärkere Absenkung der Emissionsobergrenze. Die jährliche Absen-

kungsrate liegt derzeit bei 1,74 Prozent, müsste aber auf 2,2 Prozent erhöht 
werden, um die EU-Klimaziele bis 2030 zu verwirklichen. Ob diese Reformvor-

schlªge jedoch ausreichen ist offen. Per Klabundt urteilt: ĂIch sehe nicht, dass 

durch das ETS die Klimaziele der EU eingehalten werden können. Auch die 
halbherzige Reform wird das nicht ªndern.ñ  

Backloading und Reform  

CO2 rein, Deckel drauf! WennËs nur so einfach wªre. FO-
TO: Silberfuchs, Pixabay  

http://alternatiba.eu/freiburg
http://agrikulturfestival.de/
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Die Energiewende in Ihrer 

Gemeinde voranbringen!  

Der Emissionshandel ist aber nicht 

nur durch den Überschuss an Zertifi-
katen in die Kritik geraten. Auch bei 

der Zuteilung der Emissionsrechte 

lief Einiges falsch. Die freie Vergabe 
von Zertifikaten ist abhängig von 

den effizientesten Unternehmen in 
einem Produktionssektor. Diese Re-

gelung schafft einerseits Anreize zur 
Effizienzsteigerung, führt aber auf 

der anderen Seite dazu, dass z.B. 

Kohlekraftwerke automatisch viel 
mehr Zertifikate zugeteilt bekommen 

als Gaskraftwerke. Diese ungleiche 
Verteilung führte teilweise sogar zu 

hohen Gewinnen für Betreiber von 

besonders klimaschädlichen Kraft-
werken und Produktionsstätten. 

Wenn der EU-Emissionshandel wie-
der eine Wirkung erzielen und seiner Rolle gerecht werden soll, ist eine Reform 

dringend erforderlich. Falls nicht, steht die Glaubwürdigkeit der europäischen 
Klimapolitik auf dem Spiel. ĂF¿r mich ist das ETS mit seinen Minimal-Wirkungen 

kontraproduktivñ, meint Per Klabundt. ĂEs verhindert eine echte Lºsung, egal 

wie die im Detail aussieht, mit dem Argument: āWir haben doch ein System, 
das marktwirtschaftlich istó. Das ETS verhindert in seiner jetzigen und zuk¿nfti-

gen Form tatsªchliches und wirksames Handeln.ñ Aber der Emissionshandel ist 
nicht die einzige Option, klimaschädliche Gase zu regulieren und zu reduzieren. 

Viele Organisationen und einige Politiker sehen in einer CO2-Steuer ein viel 

wirksameres Instrument.  

CO2-Steuer als Alternative  

Auf dem vierten internationalen Konvent der ĂEuropean Environment Foundati-

onñ in Freiburg haben die ¿ber 100 versammelten Umweltpreistrªger einen 
Appell unterzeichnet und die Regierungen zur Einführung einer CO2-Steuer auf-

gefordert. ĂEmissions-Steuern bergenñ, so die Preistrªger in ihrem Appell, 
Ăgegen¿ber dem CO2-Handel große Vorteile. Sie sind einfach zu verwalten, kal-

kulierbar und bieten weniger Mºglichkeiten f¿r Betrug und Schlupflºcher.ñ Die 

Einnahmen sollen teilweise 
dazu verwendet werden, den 

internationalen Green Climate 
Fund zu finanzieren, der Ent-

wicklungsländern helfen soll, 
den Klimawandel zu mäßigen, 

sich an diesen anzupassen und 

gesunde Ökosysteme zu erhal-
ten. Um die Einführung einer 

solchen Steuer zu erleichtern, 
soll sie mit fünf Dollar pro 

Tonne CO2 zunªchst relativ 

niedrig angesetzt werden. Je-
Die CO 2-Steuer könnte helfen, den Green Climate 
Fund zu finanzieren. FOTO: I -vista, Pixelio  

Fortbildung für die Energie-

wende vor Ort  
Ab dem 9. Oktober bietet der fesa 

e.V. in bewährter Kooperation mit 
dem Institut für Fortbildung und 

Projektmanagement ifpro die 

Fortbildung ĂEnergetische Stadt-
sanierung - Quartiersmanage-

mentñ an.  
 

Weitere Informationen:  
Dr. Wulf Westermann, ifpro  

Telefon:  0761 / 51914319 

westermann@ifpro.de 
 

 

 
 

 
 

Der fesa e.V. unterstützt Sie bei 

der Energiewende vor Ort. Viele 
Informationen stehen auf unserer 

Webseite zum kostenlosen Down-
load bereit. 

www.energieautonome-

kommunen.de 
 

Oder wenden Sie sich mit einem 
konkreten Anliegen direkt an uns. 

straeuber@fesa.de 

Aktionen  Backloading und Reform  

Satte Mitnahmeeffekte für Betreiber von 
besonders klimaschädlichen Kraftwerken. 
GRAFIK: Renate Kalloch, Pixelio  

mailto:westermann@ifpro.de
http://www.energieautonome-kommunen.de/wissen
http://www.energieautonome-kommunen.de/wissen
mailto:straeuber@fesa.de
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des Jahr soll sie aber um jeweils einen Dollar erhöht werden. Damit haben 

Volkswirtschaften und Unternehmen ausreichend Zeit, sich bei den jetzigen 
niedrigen Energiepreisen auf höhere Belastungen einzustellen und Alternativen 

zu entwickeln. Daher sollten die politischen Entscheidungsträger unverzüglich 
Ăeine Steuer auf CO2-Emissionen einführen und Subventionen fossiler und nuk-

learer Brennstoffe einstellen, um die Menschheit auf den richtigen Weg zu brin-

gen und einen katastrophalen Klimawandel abzuwendenñ, fordern die Umwelt-
preisträger in ihrem Appell. 

Erfahrungen in Schweden und Australien  

Einige europäische Länder haben bereits eine CO2-Steuern eingeführt ï z.B. 

Dänemark, Schweden, die Niederlande, Belgien, Finnland und Norwegen. In 
Schweden wurde diese 

schon 1991 eingeführt. Die 
Einnahmen fließen in den 

allgemeinen Staatshaushalt. 

Anfangs betrug der Preis für 
eine Tonne CO2 27 Euro, 

2010 waren es schon 110 
Euro. Schweden hat von 

allen OECD-Staaten mit Ab-
stand den höchsten Steuer-

satz auf CO2. Allerdings war 

die schwedische Industrie 
auch vor Einführung der 

Steuer kaum von fossilen 
Brennstoffen abhängig und 

muss auch nur die Hälfte 

des Steuersatzes zahlen, weshalb sie wenig von der Steuer betroffen ist. Der 
Energiesektor ist darüber hinaus ganz von der Steuer ausgenommen. Deshalb 

hatte die Einführung der schwedischen CO2-Steuer nur eine geringe Auswir-
kung auf die Industrie. Im privaten Sektor konnte aber ein Anstieg der Energie-

gewinnung durch Biomasse festgestellt werden. 

Ein besonders interessantes Beispiel für die Wirksamkeit einer CO2-Steuer ist 
Australien: Dort wurde 2012 eine CO2-Steuer von etwa 17 Euro pro Tonne CO2 

erhoben. Infolge massiven politischen Drucks wurde sie aber bereits 2014 von 
der neuen Regierung unter Tony Abbott wieder abgeschafft. Laut Abbott 

schränke die Steuer die Wettbewerbsfähigkeit ein und belaste die Haushalte 

unnötig. Dabei waren die CO2-Einsparungen v.a. im Energiesektor beachtlich: 
Eine Grafik des australischen Guardian (siehe Randspalte) veranschaulicht, wie 

der CO2-Ausstoß des Energiesektors in den zwei Jahren der CO2-Steuer um 
etwa  zehn Prozent fiel, nur um dann in den Monaten nach der Abschaffung 

der Steuer wieder sprunghaft anzusteigen. Anzumerken ist, dass Australien 

einer der größten Kohleexporteure der Welt ist und mehr als 70 Prozent seines 
Stroms durch Kohle erzeugt.  

Wie auch beim Emissionshandel gibt es bei der CO2-Steuer Befürworter und 
Kritiker. Letztere befürchten, dass die Steuer Auswirkungen auf den nationalen 

und internationalen Wettbewerb hat. Die Unternehmen benötigten Zeit, sich 

The Guardian  

Politics in 2014: the Coalition 
dished out slogans, and its 

sentence is clear 
http://www.theguardian.com/

australia-news/2014/dec/19/

politics-in-2014-the-coalition-
dished-out-slogans-and-its-

sentence-is-clear?
CMP=share_btn_tw 

 
(c) Guardian News & Media Ltd  

 

Die Grafik zum CO2-Ausstoß findet 
sich in der Mitte des Artikels. 
 

FOTO: Sam Curry, Pixabay  

 

 
Appell der Umweltpreisträger 

vom März 2015  
 

http://www.european -

environment-foundation.eu/
text/149/de/deklaration.html  

 

 
Greenpeace -Studie zur Ent-

wicklung in China  

 
http://www.greenpeace.org/

eastasia/Global/eastasia/
publications/reports/climate -

energy/2014/The-End-of-Chinas-
Coal-Boom-Briefin g.pdf  

Weitere Informationen  

Elche und Energiesektor bezahlen keine CO 2-Steuer. 
FOTO: Remo Kleiner, Pixelio  

Für und Wider  


